
„Die EU steckt tief in der 
Krise und muss herausfin-
den, wo sie hin will. Nach-
dem die Franzosen und die 
Niederländer die EU-Ver-
fassung abgelehnt haben, 
weiß niemand so recht, wie 
es weiter gehen soll. Dies ist 
der richtige Zeitpunkt für 
den SSW, um erstmals klare 
Standpunkte zur Europapo-
litik zu beschließen“, sagt 
der SSW-Landesvorsitzende 
Flemming Meyer.

Diskussionsentwurf

Der SSW-Landesvorstand 
hat Mitte Juni einen Dis-
kussionsentwurf für ein eu-
ropapolitisches Papier mit 
dem Titel „Für ein Europa 
der Menschen“ vorgelegt. 
Darin stellt er dar, wie er 
sich die Zukunft der EU vor-
stellt. Neben Aussagen über 
die allgemeine Entwicklung 

der Union hat der Vorstand 
eine Reihe von Forderun-
gen zusammengetragen, 
die sich vor allem auf die 
SSW-Kernbereiche Minder-
heiten- und Regionalpolitik 
beziehen. (Siehe Seite 6) 
„Die EU ist heute so viel 
verschiedenes, sie mischt 

sich in fast alle Fragen des 
Alltags ein. Wir haben uns 
aber bewusst auf Themen 
beschränkt, die die Min-
derheiten und den Landes-
teil Schleswig berühren“, 
erzählt Flemming Meyer. 

Der SSW-Vorsitzende räumt 
ein, dass der SSW lange 
Jahre Schwierigkeiten hat-
te, sich auf gemeinsame 
Standpunkte zu Europa zu 
einigen:  „Die Haltungen 
zur EU sind im SSW genau-
so gemischt, wie in der 
dänischen Bevölkerung. 
Aber ob man die Union nun 
mag oder nicht, sie ist eine 
Tatsache, zu der wir uns 
verhalten müssen. Nach 
dem Scheitern der EU-Ver-
fassung gibt es mehr denn 
je das Bedürfnis, mit der 
Bevölkerung zu diskutieren, 
wo wir überhaupt mit der 
EU hin sollen. Eben diese 
Debatte wollen wir mit un-
serem Papier anstoßen.“

Dänische Diskussionskultur

Die Politiker müssen wieder 
lernen zuzuhören und das 
zu machen, was die Bevöl-
kerung will, sagt Meyer. 
„Von den Dänen kann man 
lernen, wie eine solche 

öffentliche Diskussion mit 
den Bürgern zu führen ist. 
Dort hat man im ersten 
Halbjahr 2006 eine große 
Anhörung der Bevölkerung 
zur Zukunft Europas durch-
geführt. Dabei ist eines 
ganz klar geworden: Die 
Menschen  wollen keine 
abstrakten Politiker-Träume, 
sondern konkrete Zusam-
menarbeit in konkreten 
Fragen.“ (Siehe Seite 4) „Nur 
dort, wo wirklich etwas für 
die Bürger herumkommt, 
macht eine Zusammenar-
beit für sie auch Sinn. Dies 
deckt sich mit dem SSW-Pa-
pier, das keine Luftschlösser 
baut, sondern von der EU 
konkrete Vorteile für die
Menschen in unserer Regi-
on fordert“, so Meyer.

Der Vorsitzende fordert alle 
SSW-Mitglieder auf, sich 
jetzt aktiv in die Debatte 
einzumischen, bevor der 
Parteitag im September die 
EU-Standpunkte beschließt.

Der SSW will über 
Europa diskutieren
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Für Josep Borrell, Präsident 
des Europa-Parlaments, 
ist eine Verfassung für die 
EU unumgänglich: „Es gibt 
Tierarten, die sind ausge-
storben, weil sie einerseits 
immer größer wurden, 
aber andererseits das Ske-
lett nicht mitwuchs. Und 
am Ende sind sie von ihrer 
eigenen Last erdrückt wor-
den.“ Für ihn und für viele 
EU-Politiker ist es klar; 
die Europäische Union 
braucht eine Verfassung. 

Viele Verträge in einem

Damit kommt ein 
langwieriger Verhandlungs-
marathon zum Abschluss, 
indem bestehende Verträge 
in eine gemeinsame Form 
gegossen werden: Vertrag 
von Rom (1957) mit der 
Schaffung eines gemeinsa-
men Marktes, Vertrag von 
Maastricht (1992), wo die 

gemeinsame Währungspo-
litik festgelegt wurde, Ver-
trag von Amsterdam (1997), 
mit der Vereinbarung der 
Osterweiterung und den 
Beschlüssen zu einem 

gemeinsamen Arbeitsmarkt 
und der Vertrag von Nizza 
(2000), wo die Mitglieder 
die interne Machtverteilung 
der Binnenstruktur der EU, 
also Stimmrecht, Mehrhei-
ten und die Befugnisse der 
Kommission, für die Zu-
kunft bestimmten. 

Genau ge-
nommen ist 
die Verfassung 
auch keine 
Verfassung, 
sondern 
ein Vertrag. 
Ingesamt 
besteht der 
Text aus vier 
Teilen, denen 
eine Präambel 
vorausgeht. 
Im Anhang 
sind Protokol-
le angehängt, 
die Rege-
lungen zur 
Sicherung der 

Subsdiarität 
einschließlich 
der Klage- und 
Einspruchsrech-
te der nationa-
len Parlamente 
betreffen.

Rechte für die 
Bürger - aber   

                     ohne Garantie

In der Europäischen Ge-
meinschaft hat sich seit 
ihrer Gründung praktisch 
alles verändert. Gestartet 

als Koh-
le- und 
Stahlkar-
tell ist die 
EU inzwi-
schen an-
getreten, 
in ganz 
Europa 
hohe 
Lebens-
qualität 
durchzu-

setzen bzw. zu sichern. Der 
Entwurf der europäischen 
Verfassung garantiert 
folgerichtig den Bürgern 
umfangreiche Rechte, ohne 
allerdings deren Durchset-
zung zu regeln: Recht auf 
Arbeit (Art. 75), Kündigungs-
schutz (Art. 90) gerechte 

und angemessene Arbeits-
dingungen (Art. 91), Recht 
auf soziale Unterstützung 
(Art. 94) und das Recht auf 
Zugang zu allen EU-Doku-
menten (Art. 102). Die Char-
ta der Grundrechte, also Teil 
II der Verfassung umfasst 
insgesamt 53 Artikel. 

Darüber hinaus sollen die 
Entscheidungsprozesse auf 
europäischer Ebene trans-
parenter und stärker vom 
Parlament bestimmt wer-
den. Das Gesetzgebungs-
verfahren soll vereinfacht 
und die Europäische Kom-
mission verkleinert werden. 

Eine Regierung und ein 
Präsident für Europa?

Kritiker werfen dem Ver-
fassungstext vor, dass er 
klammheimlich ein Re-
gierungsmodell installiert 
mit der Kommission als 
Europäischer Regierung, in 
der es zukünftig auch einen 
Außenminister gibt. Derzeit 
gibt es de facto drei Ämter 
mit außenpolitischer Kom-
petenz: der Außenbeauf-
tragte der Regierungschefs, 
aktuell Javier Solana, die 
Außenkommissarin Benita 
Ferrero-Waldner und natür-
lich der jeweilige Ratsvorsit-
zende. Diese Kompetenzen 
sollen im neuen Amt des 
EU-Außenministers gebün-
delt werden.
Gestützt wird diese An-
nahme durch die Neuein-
richtung eines Präsidenten. 
Derzeit wechselt die Präsi-
dentschaft zweimal im Jahr 
mit der Folge, dass manche 
Entscheidungen kurzer-
hand von der Folgepräsi-
dentschaft einkassiert und 
revidiert werden. Ein auf 
zweieinhalb Jahre gewähl-
ter Präsident soll für mehr 
Kontinuität sorgen. Er oder 
sie kann nur einmal wieder-

Was ist der Europäische Verfassungsvertrag?2

Hintergrund und Inhalte der EU-Verfassung

“...wenn das Skelett 
nicht mitwächst”
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gewählt werden (Art. 22). 
Dem Präsidenten steht ein 
Außenminister zur Seite, 
obwohl eine gemeinsame 
Außenpolitik ausdrücklich 
ausgenommen ist. Ein Ka-
binett ist nicht vorgesehen, 
die Regierungsgeschäfte 
wird auch weiterhin die auf 
fünf Jahre gewählte Kom-
mission wahrnehmen. In 
der Kommission sollen alle 
Mitgliedsstaaten möglichst 
vertreten sein.

Was ist eine Mehrheit?

Lange umstritten waren 
die Mehrheitsverhältnisse 
der Union. Bereits in Niz-
za bestand weitgehende 
Einigung, dass die kleinen 
Mitgliedsländer nicht ein-
fach von den großen über 
den Tisch gezogen werden 
sollen. Doch die Verfassung 
geht noch weiter, indem 
Artikel 25 festlegt, dass eine 

„qualifizierte Mehrheit“ aus 
mindestens 55 % der Mit-
glieder des Rates besteht; 
gebildet aus mindestens 
15 Mitgliedern, sofern die 
von diesen vertretenen 
Mitgliedstaaten zusam-
men mindestens 65 % der 
Bevölkerung der Union 
ausmachen. Es sind also 
nur noch zwei Hürden zu 

überwinden statt drei: In 
Nizza hatte man sich noch 
auf drei Hürden geeinigt: 
mindestens die Hälfte der 
Staaten, die mindestens 
72% der Ratsstimmen 
haben und 65% der Bevöl-
kerung. Für eine Sperrmi-
norität sind mindestens 
vier Mitglieder des Rates 
erforderlich, andernfalls gilt 

die qualifizierte Mehrheit 
als erreicht. Vor allem die so 
genannten Mittelmächte 
zogen den Kürzeren, weil 
Spanien und Polen nun sehr 
viel schwerer ein Veto orga-
nisieren können. Die ande-
ren behalten ihre Trumpf-
karte: die Kleinen ihre 
Stimme als Land, die Gro-
ßen ihr Gewicht durch ihre 

Bevölkerung. Die zweifache 
Mehrheit symbolisiert den 
„Doppelcharakter“ der EU, 
so der frühere Außenmini-
ster Joschka Fischer, eine 
Union aus Völkern und aus 
Staaten. 

Christliche Leitkultur?

Einer der Hauptstreitpunk-
te war der Wunsch einiger 
Mitgliedsstaaten, explizit 
auf die jüdisch-christliche 
Tradition Europas zu ver-
weisen und zwar in der 
Präambel. Vor allem Polen 
hatte einen ausdrücklichen 
Bezug auf Gott gefordert. 
In der vorliegenden Fassung 
ist die Formulierung dage-
gen betont offen, indem 
vom „kulturellen, religiösen 
und humanistischen Erbe 
Europas“ in der Präambel 
gesprochen wird. 

Der Zeitplan

2002 und 2003 trat der 
150köpfige Europäische 
Verfassungskonvent unter 
Führung des früheren fran-
zösischen Staatspräsiden-
ten Valéry Giscard d‘Estaing  
fünfzigmal zusammen, um 
einen Verfassungstext zu 
erarbeiten. 25 Mitglieds-
staaten unterzeichneten 
am 29. Oktober 2004 den 

Vertrag über eine Verfas-
sung für Europa. Geplant 
war, dass die Verfassung am 
1. November 2006 in Kraft 
tritt, was nach den geschei-
terten Volksabstimmungen 
in Frankreich (29. Mai 2005) 
und den Niederlanden (1. 
Juni 2005) aber erst einmal 
verschoben wurde.
Bislang haben erst 15 Mit-
gliedsstaaten die Verfas-
sung ratifiziert, darunter 
erst vor kurzem Estland 
und Finnland. Nach dem 
EU-Gipfel in Brüssel haben 
Dänemark, Schweden und 
Großbritannien ihre geplan-
ten Referenden erst einmal 
verschoben, weil die Chan-
cen bei derzeitigem Stand 
durchweg negativ einge-
schätzt werden. 

Wie geht es weiter?

Mitte Juni beschlossen 
Europas Staats- und Re-
gierungschefs, dass unter 
deutscher Präsidentschaft, 
die im Januar 2007 beginnt, 
eine Empfehlung über das 
weitere Vorgehen erarbeitet 
werden soll. Wahrschein-
lich wird es umfangreiche 
Änderungen geben bis hin 
zu einem neuen Namen, der 
nicht mehr auf den Vertrag 
als eine Verfassung ver-
weist. Erst unter französi-
scher Präsidentschaft sollen 
diese Vorschläge dann um-
gesetzt werden, rechtzeitig 
vor den nächsten Europa-
wahlen 2009. 

Internet-Links

Verfassungstext:
http://europa.eu.int/
constitution 

Zusammenfassung:
http://de.wikipedia.org/
wiki/EU-Verfassung

beide Adressen ohne „www“ !
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Nach dem NEIN zum EU-
Verfassungsvertrag bei den 
französischen und nieder-
ländischen Volksabstim-
mungen im Mai 2005 ha-
ben die Staats- und Regie-
rungschefs eine „Periode 
des Nachdenkens“ ausge-
rufen. Die Verfassung kann 
nur in Kraft treten, wenn 
alle Mitgliedsstaaten sie 
akzeptieren. Da zwei Länder 
NEIN gesagt haben, müssen 
die übrigen Staaten warten, 
bis eine Lösung gefunden 
wurde. Deshalb wurde die 
Denkpause ausgerufen, 

die eine breite Debatte in 
jedem der 25 EU-Länder er-
möglichen sollte. Man 
wollte die Antwort auf die 
Frage finden: Was denken 
die Bürgerinnen und Bürger 
in Europa über die Zukunft 
der Europäischen Union?

Die Rahmenbedingungen 

In Dänemark haben wir 
eine lange Tradition der 
öffentlichen Debatten über 
europäische Fragen. Nach 
sechs Volksabstimmungen 
seit 1972 sind wir gut mit 
Diskussionsforen ausgestat-
tet - mit Volksbewegungen 
für und gegen die EU, mit 
finanzieller Förderung für 
Diskussionsveranstaltun-
gen und mit Einrichtungen 
auf allen Ebenen (von der 
Basis bis zu den landeswei-
ten Medien), die sich mit 

europäischen 
Fragen be-
schäftigen. 
Es wurde 
beschlossen, 
jene Gelder, 
die eigent-
lich für eine 
Volksabstim-

mung über den Verfas-
sungsvertrag vorgesehen 
waren, für die Denkpause-
Debatte einzusetzen. Dem 
Europaausschuss des dä-
nischen Parlaments wurde 
die Aufgabe übertragen, die 
Debatte im Detail zu pla-
nen. Die Ergebnisse sollten 
dem dänischen Minister-
präsidenten dann vor dem 
EU-Gipfeltreffen im Juni 
2006 übergeben werden. 

Fünf Fragen an die Bürger

Alle 7 Parteien im dänischen 
Parlament und die großen 
EU-bezogenen Volksbewe
gungen einigten sich auf 
Spielregeln für die Debatte. 
Wir wollten eine allgemei-
ne Diskussion über die Zu-
kunft Europas und keine 
spezielle Auseinanderset-
zung über den Verfassungs

vertrag oder über das Für 
und Wider einer Mitglied-
schaft Dänemarks in der 
EU. Deshalb wurden fünf 
allgemeine Fragen gestellt:
• Welchen Problemen 
sollte Europa besonderes 
Gewicht beimessen?
• Welche Probleme der EU-
Zusammenarbeit selbst 
sind am vordringlichsten? 

• Wie sollte die Debatte 
über die Zukunft Europas 
und einen möglichen neuen 
Vertrag organisiert werden, 
um die notwendige Breite 
und Tiefe zu gewährleisten?
• Wie kann die Bürgerbe-
teiligung in der EU gestärkt 
werden?
• Wo verlaufen die Grenzen 
Europas?
Jede Organisation oder 
Bürgergruppe, die Diskus-
sionsveranstaltungen zu 
diesen Fragen organisierte, 
konnte dafür finanzielle 
Unterstützung bekommen, 
wenn sie anschließend  
dem EU-Informationsbüro 
des Folketings vom Verlauf 
berichtete.

Die aktive Phase

Im Laufe der ersten vier Mo-
nate dieses Jahres hat im 
gesamten Land eine Reihe 
verschiedenster Aktivitäten 
stattgefunden. Es wurden 
Diskussionen geführt über 
die europäische Geschichte, 
Religion, Landwirtschaft, 
Bevölkerungsentwicklung, 
Klimawandel, institutio-
nelle Strukturen und eine 

Ganz Dänemark hat 
laut nachgedacht
Elisabeth Arnold, Vor-
sitzende des Folketing-
Europaausschusses, 
erläutert in einem 
Gastbeitrag, wie man 
in  Dänemark die EU-
”Denkpause” nutzte.

Wie wurde die Denkpause genutzt?4

Bei einer großen Bürgeran-
hörung stand neben dem 
dänischen Außenminister 
Per Stig Møller (Foto) unter 
anderen auch Ministerpräsi-
dent Fogh Rasmussen den 
Bürgern Rede und Antwort. 
EU-Kommissionspräsident
Barroso wurde per Video-
konferenzschaltung befragt.
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Vielzahl weiterer Themen. 
Wir haben eine repräsenta-
tive Meinungsumfrage un-
ter mehr als 2500 Bürgern 
durchführen lassen, von 
denen 400 Ende April an 
einer dreitägigen Anhörung
teilnahmen. TV-2 leitete 
diese Diskussionsrunden 
und berichtete daraus;  et-
liche Parteivorsitzende und 
Politiker trugen aktiv zur 
Debatte bei.  

Was ist die Botschaft?

Die Ergebnisse der däni-
schen Denkpause wurden 
im Parlament diskutiert und 
im Vorfeld des europäischen 
Sommergipfels Mitte Juni 
dem Ministerpräsidenten 
Anders Fogh Rasmussen 
übergeben.Die Antworten 
auf die 5 Fragen können so 
zusammengefasst werden:
• Terrorismus und Umwelt-
verschmutzung sind die 
wichtigsten Probleme, mit 
denen sich die EU befassen 
soll. Die Zusammenarbeit 
sollte sich auf die Bereiche 
Forschung und Entwick-

lung, Handelserleichterun-
gen und Konfliktprävention 
konzentrieren.
• Die größten Probleme der 
EU selbst sind Bürokratie, 
Subventionsbetrug, kom-
plizierte Entscheidungs
strukturen und eine viel zu 
großzügige und verzerren-
de Landwirtschaftspolitik.
• Die Religion und die Kultur 
können in den einzelnen 
Mitgliedsländern unter-
schiedlich sein, aber die 
Wahrung von Demokratie, 
Menschenrechten und 
Rechtsstaatlichkeit sind 
unerlässliche Bedingungen. 
Neue Mitglieder sollten auf-
genommen werden, wenn
sie diese Bedingungen er-
füllen - insbesondere wenn 
die Mitgliedschaft dem Be-
werberland Vorteile bringt. 

Überraschungen?

In Anbetracht der dau-
erhaften EU-Debatte in 
Dänemark sind die ersten 
Antworten keine Überra-
schung: Die Bekämpfung 
der grenzüberschreitenden 

Umweltverschmutzung und 
des Terrorismus sind nahe 
liegende Ziele für interna-
tionale Zusammenarbeit. 
Auch die genannten Proble-
me der Zusammenarbeit 
sind nicht neu: Subventi-
onsbetrug und Bürokratie 
werden häufig mit der EU 
verbunden. 
Überraschend war der hohe 
Stellenwert der Forschungs-
zusammenarbeit und der 
Konfliktprävention, denn 
die EU wird oftmals als vor-
wiegend wirtschaftliche 
Konstruktion gesehen. Auch
die Hervorhebung der ge-

meinsamen Landwirt-
schaftspolitik als Problem 
überrascht, denn die däni-
sche Landwirtschaft profi-
tiert sehr davon. Trotzdem 
wollen die Bürger, dass die
Subventionen gekürzt 
werden. Die größte Überra-
schung war die Haltung zu 
potenziellen neuen Mit-
gliedsstaaten. Wir haben 
jetzt schwarz auf weiß, dass
die EU in den Augen der Dä-
nen eine Institution ist, die 
die Demokratie und die Ein-
haltung grundlegender 
Rechte stabilisiert. Die Mit-
gliedschaft wird als Unter-
stützung für junge Demo-
kratien und für Staaten in
 einer unsicheren Lage gese-
hen. Die EU gilt mindestens
 ebenso stark als Sicher-
heitsfaktor wie als ökono-
mischer Faktor. Diese Bot-
schaft war für viele der füh-
renden EU-Experten und -
Politiker eine Überraschung. 

                  Elisabeth Arnold

In der Bundesrepublik hat
die “Denkpause” im öffent-
lichen Bewusstsein keine 
Rolle gespielt. Es wurden 
kaum Versuche unternom-
men, mit den Bürgerinnen
und Bürgern über ihre Vor-
stellungen von der Zuku-
nft der EU zu sprechen. 

Wie schon seit Jahrzehn-

ten haben auch die Poli-
tiker über die Europa-
politik nicht öffentlich 
diskutiert. Die EU ist für 
die meisten Bürger im-
mer noch eine Angele-

genheit für ältere Herren 
in dunklen Anzügen.

Mitte Juni haben die 
Staats- und Regierungs-
chefs der EU-Länder die 
Denkpause um ein Jahr 
verlängert, weil man nicht
weiter gekommen ist. 
Bisher haben nur Däne-
mark und Irland eine öf-

fentliche Debatte geführt. 
Jetzt hat Deutschland eine
zweite Chance, diese Fra-
gen nicht nur in politi-
schen Hinterzimmern zu 
regeln.

Der SSW wird sich jeden-
falls jetzt im Landtag dafür 
einsetzen, dass hierzulan-
de ein ähnlicher Dialog mit 
den Bürgern geführt wird, 
wie in Dänemark - denn 
Europa gehört ihnen, und 
nicht nur den Spitzenpoli-
tikern.
              Anke Spoorendonk

5Wie wurde die Denkpause genutzt?

In Deutschland hat man eine Pause     	
				      vom Denken gemacht

Elisabeth Arnold stand als
 Europaausschuss-Vorsit-
zende an der Spitze der lan-
desweiten Debatte “Borger-
nes Dagsorden” (Die Tages-
ordnung der Bürger).
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Viel mehr über die De-
batte im Internet: www.
borgernesdagsorden.dk



Für ein Europa der Menschen6

1. Für kulturelle Viel-
falt und Zusammen-
arbeit in Europa 

Der SSW und Europa
Als Partei der dänischen 
Minderheit und der mit 
uns zusammenarbeitenden 
Friesen in Schleswig-Hol-
stein fühlt sich der Süd-
schleswigsche Wählerver-
band (SSW) einer aktiven 
nationalen und internatio-
nalen Minderheiten- und 
Regionalpolitik verpflichtet. 
Vor dem Hintergrund un-
serer politischen, kulturel-
len und geschichtlichen 
Erfahrungen wollen wir 
einen besonderen Beitrag 
dazu leisten, dass die Ver-
ständigung zwischen den 
europäischen Staaten und 
den Völkern weiter wächst 
und gedeiht – zum Wohle 

aller Menschen in Europa.

Die Menschen müssen den 
Nutzen der europäischen 
Zusammenarbeit sehen  
Viele unserer Probleme in 
Europa sind grenzüber-
schreitend, andere wieder-
um können besser auf 
nationaler Ebene gelöst 
werden. Wir können vonein-
ander lernen, daher ist eine 
enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen 
den europäischen Staaten 
von hoher Bedeutung. Der 
SSW sieht die kulturelle 
Vielfalt in Europa als eine 
Bereicherung und bekennt 
sich zu einer vertrauens-
vollen europäischen Zu-
sammenarbeit, sowohl 
innerhalb der EU wie auch 
mit den Staaten außerhalb 
der Europäischen Union. 
Allerdings müssen sich die 

europäischen Staaten und 
Institutionen viel stärker 
darum bemühen, den 
Menschen den konkreten 
Nutzen der europäischen 
Zusammenarbeit zu vermit-
teln.  

Die Krise der EU muss zur 
Neubestimmung genutzt 
werden   
Die gescheiterten Volksab-
stimmungen über die eu-
ropäische Verfassung und 
die Vertrauenskrise der EU 
müssen zu einer Neube-
stimmung der eropäischen 
Zusammenarbeit genutzt 
werden. Der SSW plädiert 
für eine pragmatische Zu-
sammenarbeit zwischen 
den Nationen in Europa. 
Der SSW will, dass das Pro-
jekt Europa neu definiert 
und mit einer bürgernahen 
Vision der europäischen 
Zusammenarbeit verbun-
den wird. Wir wollen dazu 
beitragen, dass ein Europa 
der Menschen und Natio-
nen geschaffen wird.

2. Für Minderheiten-
rechte in Europa

Die Minderheiten 
bereichern Europa 
Jeder 10. Bürger und  jede 
10. Bürgerin in Europa ge-
hört einer nationalen Min-
derheit oder ethnischen 
Volksgruppe an. Die kul-
turelle Vielfalt der Min-
derheiten und Volksgrup-

pen bereichert Europa. Sie 
trägt zur Identitätsbildung, 
zur Völkerverständigung 
und zur grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit 
bei. Die EU braucht daher 
eine europäische Minder-
heitenpolitik, die die Aner-
kennung, den Schutz und 
die Förderung aller Minder-
heiten und Volksgruppen 
sichert. Das „Rahmenab-
kommen zum Schutz na-
tionaler Minderheiten“ und 
die „Europäische Charta 
der Regional- und Minder-
heitensprachen“ - beide 
vom Europarat beschlos-
sen - bilden den Rahmen 
für eine fortschrittliche 
europäische Minderheiten-
politik. Ziel muss es sein, in 
diesen Rahmen die Rechte 
der Minderheiten einzelge-
setzlich abzusichern und 
die Zuschüsse für die Min-
derheiten und deren Orga-
nisationen auf nationaler 
und europäischer Ebene 
langfristig abzusichern.

Die Kopenhagener Kriterien 
müssen von allen Ländern 
erfüllt werden 

Die nationalen Minderhei-
ten erwarten, dass die EU 
einen aktiven Beitrag zur 
Sicherung ihrer Lebens-
grundlagen leistet. Der 
Schutz und die Förderung 
von Minderheiten und 
Volksgruppen, von deren 
Sprachen und Kulturen, 
müssen einen wesentlich 
höheren Stellenwert in 
der Arbeit der EU erhalten. 

Für ein Europa 
der Menschen
Vielfalt in der Gemeinsamkeit

Diskussionsentwurf des SSW-Landesvorstands
für europapolitische Eckpunkte des SSW

       

Für uns
im Norden.

Juni 2006

Der SSW-Landesvorstand hat am 15. Juni einen 
Entwurf für europapolitische Eckpunkte vorge-
legt. Damit hat er den Startschuss für eine EU-
Debatte im SSW gegeben, die in den Beschluss 
europapolitischer Standpunkte auf dem Partei-
tag im September münden soll. 
Wir dokumentieren das Papier des Landesvor-
stands hier im Wortlaut.
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Sollte es zu einem EU-Ver-
fassungsvertrag kommen, 
muss dort auch der Schutz 
und die Förderung der hei-
mischen Minderheiten und 
Volksgruppen verankert 
werden. Außerdem muss 
der für die Mehrsprachig-
keit zuständige EU-Kom-
missar sich stärker für den 
Schutz und die Förderung 
der europäischen  Minder-
heitensprachen einsetzen. 
Die so genannten „Kopen-
hagener Kriterien“ zu den 
Rechten und Pflichten der
 europäischen Minderhei-
ten sollen von allen EU-
Mitgliedern erfüllt und 
verfassungsmäßig abge-
sichert werden - nicht  nur 
von den neuen, sondern 
gerade auch von den alten 
Mitgliedsstaaten. Bei der 
Aufnahme weiterer Länder 
in die Europäische Union 
muss vorab der Nachweis 
erbracht werden, dass die 
Anerkennung, der Schutz 
und die Förderung natio-
naler Minderheiten ge-
währleistet ist. 

3. Für bürgernahe 
Politik in Europa

Europäische Entschei-
dungen so bürgernah 
wie möglich

Nur vor Ort können die 
Menschen von den Vorzü-
gen der europäischen Zu-
sammenarbeit überzeugt 
werden. Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Zustän-
digkeiten zwischen der EU 
und den einzelnen Mit-
gliedsländern klar aufge-
teilt und die jeweiligen 
Kompetenzen strikt abge-
grenzt werden. Es muss in 
Zukunft viel klarer defini-
ert werden, wofür die EU 
zuständig ist und wofür die 
nationalen und kommu-

nalen Ebenen die Verant-
wortung tragen - damit die 
Bürgerinnen und Bürger die 
politischen Entscheidungen 
wieder durchschauen kön-
nen.

Außerdem müssen den 
Bestrebungen der EU klare 
Grenzen gesetzt werden, 
immer mehr politische 
Fragen zentral in Brüssel 
zu regeln. Wir wollen, dass 
die EU künftig nur noch 
den allgemeinen Rahmen 
und die übergeordneten 
Zielsetzungen vorgibt. Die 
konkreten Entscheidun-
gen müssen vor Ort - so 
nah an den Bürgerinnen 
und Bürgern wie möglich 
- gefällt werden. Das Ringen 
um politische Lösungen 
muss aus den verschlos-
senen Räumen in Brüssel 
wieder in die Öffentlichkeit 
des Bundestags und der 
Landtage zurückkehren. Nur 
so haben die Menschen die 
Chance, politische Konflikte 
und Kompromisse nachzu-
vollziehen. Das, was vor Ort 
geregelt werden kann, muss 
auch dort selbstbestimmt 
entschieden werden kön-
nen (sog. „Subsidiaritäts-
prinzip“). Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Politik 
vor Ort wieder vernünftig 
finanziell ausgestattet wird.

Regionalpolitik für struk-
turschwache Regionen 
fortsetzen

Die europäische Regional-
politik darf sich nicht auf 
die neuen Mitgliedsländer 
beschränken, sondern muss 
auch zukünftig dazu bei-
tragen, strukturschwache 
Regionen in den alten EU-
Ländern zu fördern. Die 
bisherigen Fördergebiete 
in Schleswig-Holstein 
brauchen weiterhin diese 
Programme. Die Förderung 
der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit durch die 
INTERREG-Programme ist 
sehr erfolgreich gewesen. 
Deshalb muss die INTER-
REG-Förderung für die 
deutsch-dänische Grenzre-
gion fortgesetzt werden. 
Der SSW setzt sich dafür 
ein, dass die Barrieren im 
Grenzland weiter abgebaut
 werden. Dabei liegen die 
Hemmnisse für eine Aus-
weitung der grenzüber-
schreitenden Zusammenar-
beit nicht nur in konkreten 
rechtlichen Regelungen, 
sondern befinden sich viel-
fach noch in den Köpfen der 
Menschen. Die Förderung 
der Minderheitensprachen 
und die Förderung der 
Einrichtungen der Minder-
heiten und Volksgruppen 
können dazu beitragen, 
diese Barrieren abzubauen, 
weil sie zur regionalen Iden-
titätsbildung beitragen und  
die interkulturelle, grenz-
überschreitende Kompe-
tenz in der Region stärken. 

4. Für ein soziales 
Europa

Europa darf nicht nur ein 
Markt sein
Die Grundlage der euro-
päischen Zusammenarbeit 
darf nicht ausschließlich 
die Freizügigkeit des Perso-
nenverkehrs, des Dienstleis-
tungsverkehrs und des Ka-
pitalverkehrs sein. Ein so 
gestaltetes Europa hat ge-
ringe Chancen, die Herzen 
und die Köpfe der Men-
schen zu erreichen. 
Wir wollen ein soziales Eu-
ropa, im dem nicht nur der 
Markt regiert und in dem 
der Sozialstaatsgedanke 
eine tragende Säule der 
europäischen Zusammen-
arbeit bleibt. 
 

Gegen Sozialdumping in 
Europa 
Der SSW spricht sich gegen 
eine europäische Sozialpoli-
tik aus, die auf dem klein-
sten gemeinsamen Nenner 
beruht. Wir lehnen Sozial-
dumping und das Wettren-
nen um die niedrigsten 
Sozialstandards ab. Dies 
führt zu ungleichen Wett-
bewerbsdingungen und zur 
Abschwächung nationaler 
Standards im Arbeitsrecht, 
im Umweltbereich oder bei 
der Daseinsvorsorge. Wir 
wollen den sozialen Zusam-
menhalt in Europa fördern 
- dies erreichen wir nur, 
wenn wir  den Sozialstaat 
zukunftsfähig machen statt 
ihn abzubauen. 

Arbeitslosigkeit durch 
Bildung gemeinsam 
bekämpfen 
Die Arbeitslosigkeit ist nicht 
nur in Deutschland viel zu 
hoch, viele Länder Europas 
haben dieses Problem. Hier
 liegt eine große Her-
ausforderung für die eu-
ropäische Zusammenarbeit, 
denn die Erwerbslosigkeit 
kann nicht nur national 
bekämpft werden. Wir 
brauchen gemeinsame 
europäische Initiativen, um 
das Wirtschaftswachstum 
zu erhöhen und die Arbeits-
losigkeit zu verringern. Die 
europäischen Sozialfonds 
zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit müssen für 
alle EU-Länder fortgeführt 
werden - die neuen Mit-
glieder wie die alten. Die 
EU muss sich noch mehr als 
bisher auf Investitionen in 
Infrastruktur und Bildung 
konzentrieren. Nur mit 
einer gut ausgebildeten 
Bevölkerung, die sich le-
benslang weiter qualifiziert, 
kann Europa im weltweiten 
Wettbewerb bestehen.  
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5. Für mehr demo-
kratische Teilhabe 
in Europa

Volksabstimmungen zu 
entscheidenden 
europäischen Fragen
Die wichtigen Fragen der 
Europapolitik werden in 
Deutschland seit jeher
fern der Bevölkerung ent-
schieden. Die Bürgerinnen 
und Bürger dürfen nicht 
dazu Stellung beziehen, wie 
die europäische Zusam-
menarbeit aussehen soll. 
Daher ist es nicht  verwun-
derlich, wenn viele Men-
schen kein Interesse und 
wenig Vertrauen in die EU 
haben. Das Volk muss aber 
mitreden können, wenn das 
Land Souveränität abgibt, 
um mit anderen Ländern 
enger zusammenzuarbei-
ten. Daher  fordert der SSW, 
dass bei wichtigen EU-
Vertragsänderungen und 
Grundgesetzänderungen 
auch in der Bundesrepublik 
Volksabstimmungen durch-
geführt werden. 

Die Demokratie innerhalb 
der EU stärken
Der Einfluss der Bevölke-
rung auf die Arbeit der EU 
muss gestärkt werden. 
Dazu muss die EU durch-
schaubarer werden. Die 
Bürgerinnen und Bürger 
müssen sich schnell und 
verlässlich über die Arbeit 
der europäischen Institu-
tionen informieren können. 
Dazu gehört zum einen, 
dass im EU-Gesetzgebungs-
verfahren die Rolle der na-
tionalen Parlamente ge-
stärkt wird. Zum anderen 
müssen alle Einwohnerin-
nen und Einwohner in der 
EU an ihrem ständigen 
Wohnort sowohl das aktive 
als auch das passive Wahl-
recht bei allen demokra-

tischen Wahlen bekommen 
- bei Europawahlen ebenso 
wie bei nationalen Wahlen. 
Nur mit einer starken und 
gelebten inneren Demokra-
tie kann Europa auch glaub-
haft weltweit demokrati-
sche Verhaltensweisen von 
anderen Ländern ein-
fordern.

6. Europa ist mehr 
als die Europäische 
Union 

Die Ostseeregion als Wach-
stumsregion ausbauen 
Der SSW hat die EU-Oster-
weiterung am 1. Mai 2004 
begrüßt. Für Schleswig-Hol-
stein ergeben sich damit 
neue Chancen in der regio-
nalen Zusammenarbeit 
um die Ostsee. Neben 
der Zusammenarbeit der 
Parlamente in der „Ostsee-
parlamentarierkonferenz“ 
und der Regierungen im 
„Ostseerat“ hat sich dabei 
auch die Kooperation von 
Staaten und Regionen im 
„Forum Südliche Ostsee“ 
bewährt. Der SSW fordert, 
dass an dem gleichberech-
tigten Zusammenwirken 
von regionalen und natio-
nalen Parlamenten in der 
Ostseekooperation festge-
halten wird. 

Die Ostseeregion muss zur 
Wachstumsregion ausge-
baut werden – insbeson-
dere in den Bereichen Kul-
tur, Minderheiten und Bil-
dung. Dafür muss die Be-
deutung der Ostseekoope-
ration in Berlin und in Brüs-
sel gestärkt werden. In den 
letzten Jahren spielt die 
Zusammenarbeit der EU-
Mitgliedsländer rund um 
die Ostsee - die so genannte 
„nördliche Dimension“ der 
EU - eine immer größere 

Rolle.  Damit bieten diese 
Länder ein Gegengewicht 
zur starken Rolle der Mit-
telmeerländer in der EU. 

Diese erfreuliche Entwick-
lung darf aber nicht dazu 
führen, dass die regionale 
Zusammenarbeit mit den 
Nicht-EU-Mitgliedern Nor-
wegen, Island und Russland 
aus dem Blick gerät. Europa 
ist mehr als die EU. Daher 
misst  der SSW auch der 
Zusammenarbeit mit dem 
„Nordisk Råd“ , dem Zusam-
menschluss aller skandi-
navischer Länder, eine 
wichtige Bedeutung bei.

Die Nordseekooperation 
muss erneuert werden 
Neben der bewährten Ost-
seezusammenarbeit muss 
auch die Nordseekoopera-
tion zwischen Deutschland, 
Dänemark, den Nieder-
landen und Großbritannien 
verbessert und erneuert 
werden. Die Landesregie-
rung von Schleswig-Hol-
stein muss die so genann-
ten „Trilateralen Watten-
meerkonferenzen“ (D/
DK/NL) als einen Einstieg 
in die Nordseekoopera-
tion begreifen und diese 
mit mehr Schub versehen. 
Bisher werden in diesem 
Rahmen vor allem Belange 
der Schiffssicherheit und 
des Naturschutzes beraten. 
In Zukunft sollten auch 
die Weiterentwicklung der 
Wirtschaft und des Ver-
kehrs in der gemeinsamen 
Wattenmeerregion eine 
größere Rolle spielen. 
Außerdem muss die kul-
turelle Zusammenarbeit bei 
der trilateralen Koopera-
tion zwischen den Nieder-
landen, Dänemark und 
Schleswig-Holstein weiter 
in den Mittelpunkt gerückt 
werden. Hierbei kommt den 
interfriesischen Bestrebun-

gen der Nord-, Ost- und 
Westfriesen in Deutschland 
und den Niederlanden eine 
besondere Bedeutung zu.

Der Europarat hat eine 
zentrale Funktion für 
ganz Europa
Alle europäischen Staaten 
- auch Nicht-EU-Mitglieder 
- sind Mitglieder des Euro-
parates in Straßburg.  Ins-
besondere in Fragen der 
Menschen- und Minder-
heitenrechte hat der Eu-
roparat in der Vergangen-
heit entscheidende Beiträge 
zur  Demokratisierung Euro-
pas geleistet. 
Der Europarat hat eine 
lange Tradition und große 
Erfahrung im Schlichten 
von Konflikten und im Ent-
schärfen von Gewalt in und 
zwischen Staaten – und das, 
obwohl der Europarat keine 
Machtbefugnisse und einen 
engen finanziellen Rahmen 
hat.  Der SSW fordert vor 
diesem Hintergrund eine 
bessere Verzahnung des 
Europarats und der Euro-
päischen Union. 
Auch müssen die Kompe-
tenzen des Europäischen 
Gerichtshofes(EU) in Lu-
xemburg im Verhältnis zum 
Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (Euro-
parat) in Straßburg klarer 
definiert werden.  
Für eine zukunftsfähige 
europäische Minderheiten-
politik im 21. Jahrhundert 
muss die Rolle des Europa-
rates gestärkt werden. 

Sie können diesen Text
auch im Internet von 
unserer Homepage 
www.ssw.de herunter-
laden oder beim SSW-
Landessekretariat (Tel. 
0461 144-08- 310) als 
Broschüre bestellen.


